
 

 

Kreis Herzogtum Lauenburg  Postfach 1140  23901 Ratzeburg 

 
Per öffentlicher Bekanntgabe 
 
Herrn 
Hrvoje Capar 
geb. am 24.06.1997 
zuletzt wohnhaft: 
Dorfstraße 31 
23911 Mustin 
 
 
 
Rücknahme der Zulassung für das Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen RZ-QW 
1364 mit Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
 
Sehr geehrter Herr Capar, 
 
die am 27.02.2026 vorgenommene Zulassung des Fahrzeugs mit dem amtlichen 
Kennzeichen RZ-QW 1364 (FIN: WVGZZZ5NZNW045713), wird mit Wirkung vom 
Zulassungsdatum zurückgenommen. 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird angeordnet (§ 80 Absatz 2 Ziffer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung). Dies bedeutet, dass ein von Ihnen eingelegter Widerspruch 
keine aufschiebende Wirkung hat.  
 
Ich fordere Sie auf, die Zulassungsbescheinigung Teil I und die amtlichen Kennzeichen RZ-
QW 1364 unverzüglich beim Fachdienst Straßenverkehr, 21493 Lanken/Elmenhorst, 
Kesselflickerstraße 2, abzugeben.  
 
Begründung: 
Die Zulassung vom 27.02.2026 ist rechtswidrig.  
 

Am 27.02.2026 legten Sie mir die erforderlichen Unterlagen durch den Zulassungsdienst 
Balak aus Geesthacht vor, die für eine Zulassung benötigt werden. Die Unterlagen lagen wie 
folgt vor: 

• Vollmacht 

• SEPA-Mandat für die KFZ-Steuer 

• Evb-Nr. der Versicherung 

• Fahrzeugbrief und Fahrzeugschein wurden vom Autohaus hierher versendet und 
lagen am 27.02.2026 vor 

• Meldebestätigung des Amtes Lauenburgische Seen vom 16.01.2026 in Kopie 

• Kopie der Identity Card der Kroatischen Republik vom 15.10.2020 
 

Fachdienst: Straßenverkehr 

Ansprechpartner: Frau Brinker 

Sitz: Kesselflickerstr. 2, Elmenhorst OT Lanken 

Postanschrift: Postfach 1140, 23901 Ratzeburg 

Sprechzeiten: Mo-Fr. 7:30-11:00 Uhr 

Telefon: 04151 867313 

E-Mail: Brinker@kreis-rz.de 

Mein Zeichen: 141/2-RZ-QW 1364 

Datum: 06.03.2026 
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Bei der Überprüfung der Unterlagen habe ich keinen Verdacht auf Fälschung gehabt und die 
Zulassung aufgrund der mir vorgelegten Meldebestätigung vom 16.01.2026 vorgenommen 
und das amtliche Kennzeichen RZ-QW1364 zugeteilt. Die Zulassungsbescheinigung Teil I 
und die Kennzeichen habe ich dem Zulassungsdienst Balak übergeben. Die 
Zulassungsbescheinigung Teil II, sowie das COC-Papier habe ich nach erfolgter Zulassung 
an das ACC AutoCentrum Carl GmbH zurückgeschickt. 
 

Am Dienstag, den 03.03.2026, hat der Zulassungsdienst Balak Unterlagen für die Zulassung 
von zwei weiteren Fahrzeugen in meinem Zulassungsbereich eingereicht. Dabei ist der 
Sachbearbeiterin bei der Prüfung der Online Einwohnermeldeamtsauskunft aufgefallen, dass 
kein Wohnsitz in meinem Zulassungsbereich begründet ist.  
Auf Nachfrage beim Amt Lauenburgische Seen, Einwohnermeldeamt, Herr Irmer wurde 
festgestellt, dass die Meldebestätigung eine Fälschung ist. Solche Meldebestätigungen 
werden dort nicht mehr ausgegeben. Das Einwohnermeldeamt hat mir zudem mitgeteilt, 
dass Sie, Herr Capar, seit Oktober 2025 vom Einwohnermeldeamt abgemeldet wurden und 
ein Alleinwohnsitz in Kroatien besteht. 
 

Ich kontaktierte daraufhin Herrn Balakarzei vom Zulassungsdienst Balak aus Geesthacht und 
erläuterte ihm, dass die Zulassungen nicht vorgenommen werden können, weil Sie keinen 
Wohnsitz in meinem Zulassungsbezirk nachgewiesen haben. 

Der Zulassungsdienst Balak hatte daraufhin noch einmal Kontakt mit Ihnen. Sie wiesen aber 
keinen aktuellen Wohnsitz in meinem Zulassungsbezirk nach, sondern entfernten sich 
umgehend aus den Geschäftsräumen des Zulassungsdienstes. 

 

Im Ergebnis haben Sie keinen aktuellen Wohnsitz in meinem Zulassungsbezirk nachweisen 
können und die Zulassung vom 27.02.2026 erfolgte aufgrund eines gefälschten Dokuments. 

 

Zwischenzeitlich wurden das Fahrzeug und die amtlichen Kennzeichen von der Polizei 
Plauen in die Fahndung gesetzt  

 

Weil die Zulassung nur aufgrund arglistiger Täuschung durch Vorlage der gefälschten 
Meldebestätigung erfolgte, ist sie rechtswidrig und ich nehme sie mit Wirkung vom 
Zulassungsdatum zurück. 
 
Nach § 116 Abs. 1 Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein (LVwG) kann ein 
rechtswidriger Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit zurückgenommen werden. 
 
Die Rücknahme steht im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. Im Rahmen der 
Ermessensausübung wurde abgewogen, dass das öffentliche Interesse am rechtmäßigem 
Handeln der Zulassungsbehörde und an der Erreichbarkeit der Fahrzeughalter durch 
Angabe der korrekten Anschrift Ihrem Interesse am Weiterbestehen der durch arglistige 
Täuschung herbeigeführten Zulassung des Fahrzeugs überwiegt.  
 
Ihr Vertrauen auf den Bestand der Zulassung ist nicht schutzwürdig, da Sie die Zulassung 
des Fahrzeugs mittels gefälschter Meldebestätigung durch (vorsätzliche) arglistige 
Täuschung erwirkt haben (§ 116 Abs. 2 S. 3 LVwG). 
 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Ordnungsverfügung wird angeordnet (§ 80 Abs. 2 Ziffer 4 
Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO-). Widerspruch und Klage haben dadurch keine auf-
schiebende Wirkung. 
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Nach der ständigen Rechtsprechung des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts sind 
im Bereich der Gefahrenabwehr die Überlegungen zum Erlass einer Verfügung häufig 
identisch mit den Erwägungen zur sofortigen Vollziehung der Verfügung; demgemäß 
verlangt die wirksame Abwehr einer Gefahr regelmäßig nicht nur den Erlass einer 
Verfügung, sondern auch zugleich dessen sofortige Vollziehung (vgl. OVG Lüneburg, 
Beschluss vom 10.03.00 – 12 M 1893/00; VG Schleswig, Beschlüsse vom 24.09.01 – 3B 
125/01 und vom 22.08.02 – 3 B 109/02). 
 
Das öffentliche Interesse an der Durchführung der getroffenen Maßnahmen überwiegt hier 
dem persönlichen Interesse des Fahrzeughalters an der uneingeschränkten Nutzung des 
Fahrzeugs. Die Zulassung des Fahrzeugs erfolgte aufgrund arglistiger Täuschung. Ihr 
Vertrauen auf die erfolgte Zulassung ist vor diesem Hintergrund nicht schutzwürdig.  
 
Es besteht die erhebliche Gefahr, dass Sie als Fahrzeughalter im Bedarfsfall nicht erreicht 
werden können. Mit einem solchen Schadenseintritt kann bei fortbestehender Zulassung 
jederzeit gerechnet werden. Deshalb kann der Ablauf eines Rechtsbehelfsverfahrens nicht 
abgewartet werden. Somit ist die Anordnung der sofortigen Vollziehung erforderlich. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landrat des Kreises Herzogtum Lauenburg, 
Fachdienst Straßenverkehr, Postfach 1140, 23901 Ratzeburg einzulegen. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung können Sie beim Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgericht (24837 Schleswig, Brockdorff-Rantzau-Str. 13), einen Antrag auf 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung eines von Ihnen eingelegten Widerspruchs 
stellen (§ 80 Abs. 5 Ziffer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung). 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
gez. Brinker 


